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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (16. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/6153 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Rechtsvorschriften auf dem Gebiet 
der Seeschiffahrt 


A. Problem 

Wichtige Gesetze auf dem Gebiet des öffentlichen Seeschiffahrts- 
rechts müssen der nationalen und internationalen Schiffahrts- und 
Rechtsentwicklung angepaßt werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf ändert das Seeaufgabengesetz, das Flaggen- 
rechtsgesetz, das Seelotsgesetz, das Seemannsgesetz, das Küsten- 
schiffahrtsgesetz sowie drei Gesetze zu völkerrechtlichen Verträ- 
gen auf dem Gebiet des Umweltschutzes. Die vorgeschlagenen 
Änderungen dienen insbesondere dazu, durch Rechtsverord- 
nungsermächtigungen die Umsetzung internationaler Sicherheits- 
und Umweltschutzstandards zu beschleunigen, deutsche Rechts- 
vorschriften an Bestimmungen der Europäischen Union anzupas- 
sen und notwendige Deregulierungen und Rechtsbereinigungen 
vorzunehmen. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hat die Streichung mehrerer Einzelregelun- 
gen verlangt. 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 12/6153 mit folgenden Maß- 
gaben, ansonsten unverändert anzunehmen: 

1. In Artikel 2 Nr. 5 wird folgender Satz angefügt: 

,In § 11 Abs. 2 wird das Wort „Bundesminister" durch das Wort 
„ Bundesministerium " ersetzt. 1 

2. Artikel 2 Nr. 11 Buchstabe f erhält folgende Fassung: 

,f) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. la und lb 
sind, soweit sie Fischereifahrzeuge betreffen, im Einverneh- 
men mit dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zu erlassen. " 1 

3. Artikel 2 Nr. 12 erhält folgende Fassung: 

,12. In § 22 a Abs. 2 werden die Wörter „Der Bundesminister" 
durch die Wörter „Das Bundesministerium" sowie die 
Wörter „dem Bundesminister" durch die Wörter „dem 
Bundesministerium" ersetzt. 1 


Bonn, den 16. Februar 1994 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Dr. Margrit Wetze! 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Margrit Wetzel 


1 . Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ände- 
rung von Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der 
Seeschiffahrt — Drucksache 12/6153 — ist vom 
Deutschen Bundestag in seiner 196. Sitzung vom 

2. Dezember 1993 ohne Aussprache dem Ausschuß 
für Verkehr zur Federführung und dem Ausschuß 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zur 
Mitberatung überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat den Gesetzentwurf in seiner 
68. Sitzung vom 19. Januar 1994 einvemehmlich 
zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Gesetzentwurf 
in seiner 60. Sitzung vom 19. Januar 1994 beraten 
und dem Plenum die Annahme mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS/Linke Liste bei Abwesenheit der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen. 

2. Der Gesetzentwurf ändert das Seemannsgesetz, 
das Flaggenrechtsgesetz, das Gesetz über das 
Seelotswesen, das Seemannsgesetz, das Gesetz 
über die Küstenschiffahrt sowie mehrere Gesetze 
zu internationalen Umweltschutzübereinkommen. 
Die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen lassen 
sich in drei Kategorien unterteüen: 

— Durch Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen wird dazu beigetragen, die 
Umsetzung internationaler Sicherheits- und 
Umweltschutzstandards insbesondere der In- 
ternationalen Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
und der Europäischen Union zu beschleuni- 
gen. 

— Der Gesetzentwurf dient dazu, deutsche 
Rechtsvorschriften an EU-Bestimmungen zur 
Niederlassungsfreiheit, zum Kabotageverkehr 
und zum öffentlichen Auftragswesen für Dienst- 
leistungen anzupassen. 

— Notwendige Deregulierungen und Rechtsbe- 
reinigungen werden vorgenommen. 

Zu den näheren Einzelheiten sei hier auf die 
Begründung des Gesetzentwurfs in Drucksache 
12/6153 Bezug genommen. 

3. a) Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. haben 

im Verkehrsausschuß dem Gesetzentwurf ins- 
gesamt zugestimmt und insbesondere begrüßt, 
daß hierdurch internationale Schiffssicherheits- 
und Umweltschutzstandards schneller umgesetzt 
und der aus dem EG-Recht, insbesondere der 
Dienstleistungsfreiheit, resultierende gesetzge- 
berische Bedarf erfüllt werde. Die Fraktion der 
SPD sieht diesen Regelungsbedarf ebenfalls als 
gegeben an, hat den Gesetzentwurf jedoch 
abgelehnt, da sie mehrere Einzelregelungen 


nicht unterstützen konnte. In gleicher Weise hat 
die Gruppe der PDS/Linke Liste votiert. 

b) Ein Antrag der Fraktion der SPD, in Artikel 1 
Nr. 3 b den zweiten Satz von § 5 Abs. 2 Seeauf- 
gabengesetz zu streichen, wonach das Bundes- 
amt für Seeschiffahrt und Hydrographie sich bei 
der Erfüllung seiner sonstigen Aufgaben für 
bestimmte Fälle geeigneter Stellen mit deren 
Zustimmung bedienen können sollte, wurde mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Antragstellerin 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste abgelehnt. 
Die Fraktion der SPD hat sich gegen die vorge- 
schlagene Bestimmung gewandt, da hierdurch 
die Privatisierung der Sicherheitsaufgaben des 
Bundesamtes für Seeschiffahrt und Hydrogra- 
phie geplant, zumindest aber als Möglichkeit 
eröffnet werde. Dies widerspreche den Bemü- 
hungen, EG-weit die Sicherheitskontrolle aus- 
zudehnen und zu verschärfen. Nach Auff assung 
der Mehrheit im Ausschuß entspricht der vorge- 
schlagene § 5 Abs. 2 Satz 2 im wesentlichen dem 
bestehenden Recht (§ 5 Abs. 2 Seeaufgabenge- 
setz) und bringt daher keine Sicherheits einbuße 
mit sich. Die in dieser Bestimmung zum Aus- 
druck kommende Option, bei der Erledigung 
behördlicher Aufgaben auch geeignete private 
Stellen heranziehen zu können, werde begrüßt. 
Das Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrogra- 
phie könne sich nach dem neuen § 5 Abs. 2 der 
Verantwortung für seine Aufgabe nicht entledi- 
gen, sondern solle lediglich die wirtschaftlich- 
sten und effektivsten Arbeitsmethoden wählen 
können. Im übrigen würde auch im Falle einer 
Beleihung Privater die staatliche Aufsicht erhal- 
ten bleiben. 

Ein zweiter Antrag der Fraktion der SPD, Arti- 
kel 4 (§ 141a Seemannsgesetz) zu streichen, 
wurde mit dem gleichen Stimmenverhältnis wie 
der vorgenannte Streichungsantrag abge- 
lehnt. 

Die Fraktion der SPD hat zur Begründung aus- 
geführt, daß die vorgesehenen Abweichungen 
vom Musterungserfordemis nicht festgelegt 
werden könnten, ohne zugleich in geeigneter 
Weise sicherzustellen, daß bei einer Kontrolle 
die tatsächlich an Bord angetroffene Besatzung 
wirksam überprüft werden könne. Die Mehrheit 
im Ausschuß sieht in der vorgeschlagenen 
Änderung eine Abhilfe, um den aus der bishe- 
rigen Rechtslage resultierenden praktischen 
Schwierigkeiten für bestimmte, in § 141 a näher 
bezeichnete Schiffe mit häufig wechselnder 
Besatzung begegnen zu können. Eine wirksame 
Kontrolle bleibe gewährleistet. Nähere Einzel- 
heiten würden in noch zu erlassenden Verwal- 
tungsvorschriften festgelegt. 
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In gleicher Weise wurde ein Antrag der Fraktion 
der SPD abgelehnt, Artikel 5 Nr. 2 b (§ 2 Abs. 3 
des Gesetzes über die Küstenschiffahrt) zu strei- 
chen. Nach Auffassung der Antragstellerin wür- 
den durch diese Regelung die Voraussetzungen 
für eine Seekabotage durch Billigflaggen oder 
von Schiffen aus osteuropäischen Ländern 
geschaffen und die Ausflaggung der deutschen 
Küstenschiffahrt befördert. Nach Auffassung 
der Mehrheit im Ausschuß schafft die vor ge- 
schlagene Regelung die erforderlichen Voraus- 


setzungen, um auf der Grundlage der Gegensei- 
tigkeit für deutsche Schiffe eine Küstenschiff- 
fahrt z. B. in Osteuropa oder Skandinavien zu 
ermöglichen. Die Befürchtungen, daß die 
Gesetzesänderung Ausflaggungen deutscher 
Schiffe nach sich ziehen könnte, werden nicht 
geteilt. 

c) Die in der Beschlußempfehlung vorgeschlage- 
nen Änderungen sind ausschließlich redaktio- 
neller Natur. 


Bonn, den 16. Februar 1994 


Dr. Margrit Wetzel 

Berichterstatterin 
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